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� Ab 2020 werden in Lever-
kusen durch den kommu-

nalen Entsorger „Avea“ schnel-
lere Strafzahlungen eingeführt,
wenn Mülltonnen übervoll sind.
Auch werden neben der Papier-
tonne abgestellte Kartons nicht
mehr entsorgt. Viele Mieter, be-
sonders in Mehrfamilienhäu-
sern, fürchten, mit höheren
Müllgebühren über die Neben-
kostenabrechnung belastet zu
werden.
In fast allen aktuellen Mietverträ-
gen sind die Gebühren für die Ab-
fallentsorgung als umlagefähig
aufgeführt. Damit darf der Ver-
mieter Müllgebühren in Rech-
nung stellen. Üblicherweise wer-
den die städtischen Gebühren
weitergegeben, es gibt jedoch ei-
nige problematische Aspekte:
Anders als in einigen Nachbar-
kommunen fallen die Müllge-
bühren in Leverkusen pro gemel-
deter Person an. Für 2020 betra-
gen sie (ohne Eigenkompostie-
rung) 86,34 Euro. Diese Kosten
werden für eine Abrechnungs-
einheit, normalerweise eine
Hausnummer, zusammenge-
fasst und dem Hauseigentümer
per Gebührenbescheid in Rech-
nung gestellt.
Die interne Verteilung durch den
Vermieter ist aber nicht an die-
sen Gebührenmaßstab gebun-
den. Im Gegenteil, wenn im Miet-
vertrag nichts anderes verein-
bart ist, gilt nach dem Gesetz –
wie bei allen „kalten“ Nebenkos-
ten – der Grundsatz der Flächen-
umlage. Von vielen, gerade grö-
ßeren Vermietern wird dieses

Ärger mit dem Müll
Prinzip strikt durchgezogen, so
dass in einem Mehrfamilienhaus
mit gleichgroßen Wohnungen
alle die gleichen Müllgebühren
in ihrer Nebenkostenabrech-
nung haben, selbst wenn deutli-
che Unterschiede in der Perso-
nenbelegung bestehen. Dieses
Prinzip wurde von den Gerichten
als rechtmäßig anerkannt, auch
wenn es zum Teil zu unfairen Er-
gebnissen führt.
Eine Besonderheit tritt auf, wenn
Zusatzkosten anfallen, etwa für
Sonderabholungen, Sperrmüll
oder die eingangs erwähnten
Strafgebühren.
Ob diese Kosten umlagefähige
Betriebskosten sind, kann nicht
pauschal beantwortet werden,
vielmehr ist der Einzelfall wich-
tig: Zum einen kommt es darauf

an, ob den Vermieter für die Ge-
bühren eine Mitschuld trifft.
Wenn also etwa der Hausmeister
Grünschnitt, Sperrmüll oder
auch „gelbe Säcke“ im Restmüll
entsorgt und deshalb Sonderab-
holungen notwendig sind, darf
der Vermieter die Mieter mit die-
sen Kosten nicht belasten. Den
Beweis, dass dies so war, muss
aber der Mieter führen, es emp-
fiehlt sich also, genau zu notie-
ren, wenn es zu solchen Vorfäl-
len kommt.
Müll, der von Mietern unsachge-
mäß entsorgt wird, muss diesen
in Rechnung gestellt werden. Der
Vermieter ist aber nicht verpflich-
tet, nachzuprüfen oder zu über-
wachen, wer der Verursacher ist.
Kann er das nicht feststellen oder
nachweisen, bleibt der Verursa-

cher unbekannt. Wenn Mehrkos-
ten entstehen, darf der Vermieter
diese auf alle Mietparteien vertei-
len. Die Gerichte sprechen von
der „Schicksalsgemeinschaft al-
ler Bewohner“.
Viele, besonders überregionale
große Vermieter machen es sich
aber zu leicht: Sie behaupten bei
allen Müllgebühren, die Verur-
sacher wären unbekannt und
verteilen sie auf die einzelnen
Betriebskostenabrechnungen.
Wenn man hier nachweisen
kann, dass bereits im Abrech-
nungsjahr entsprechende Mittei-
lungen an den Vermieter gegan-
gen sind, hat man gute Chancen,
die Müllgebühren zu reduzieren.
Wenn man allerdings erst auf die
Abrechnung wartet und vorher
keinen Kontakt zum Vermieter
aufgenommen hat, ist es schwer,
die tatsächliche Rechtslage zu
beweisen. �
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Mahnbescheid – was nun?
� Zum Jahreswechsel haben

viele Mitglieder des Lever-
kusener Mietervereins Mahnbe-
scheide zugestellt bekommen.
Gern klären wir darüber auf, was
Sie unternehmen müssen, wenn
Sie dazugehören:
1. Fristen
Mit der Zustellung des Mahnbe-
scheids (üblicherweise ist das
Datum dokumentiert auf dem

„gelben Umschlag“) beginnt ei-
ne 14-tägige Frist. Nur innerhalb
dieser kann der Adressat des
Mahnbescheides (Schuldner)
Widerspruch einlegen. Geht kein
fristgerechter Widerspruch beim
Mahngericht ein, kann durch
den Gläubiger (in der Regel der
Vermieter) ein sogenannter Voll-
streckungsbescheid erwirkt wer-
den. Wird Ihnen auch dieser zu-

gestellt und Sie bleiben untätig,
gilt der Vollstreckungsbescheid
wie ein gerichtliches Urteil als
„Titel“, der Gläubiger kann den
Gerichtsvollzieher mit der Voll-
streckung beauftragen. Darum
ist es unbedingt notwendig, un-
verzüglich zu reagieren und ge-
gebenenfalls fristgerecht Wider-
spruch einzulegen. Achtung: Für
die Einhaltung der Frist kommt

es nicht auf die Absendung des
Widerspruchs, sondern den Ein-
gang bei Gericht an. Sie können
den Widerspruch auch vorab per
Fax einlegen, dann haben Sie re-
gelmäßig über den Faxbericht ei-
nen Nachweis.
2. Berechtigung des
Anspruchs
Das Mahnverfahren ist ein for-
malisiertes Verfahren, bei dem
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das Mahngericht nicht geprüft
hat, ob die geltend gemachten
Ansprüche richtig sind. Die Prü-
fung geschieht erst im folgenden
Verfahren.
Wenn der Mieterverein vorher in
dieser Sache tätig gewesen ist,
können Sie aus unseren Schrei-
ben und den vorherigen Bera-
tungen meist entnehmen, ob wir
die Forderung als rechtmäßig
ansehen. Durch den Mahnbe-
scheid ändert sich an der inhalt-
lichen Forderung nichts! Gleich-
zeitig weisen wir darauf hin,
dass es immer wieder vorkommt,
dass z. B. aufgrund von Darle-
gungs- und Beweislast oder auch
wegen neuen, uns nicht bekann-
ten Informationen Verfahren an-
ders ausgehen, als wir nach un-
serer Aktenlage vermuten.
Hinzu kommt, dass oft nicht nur
die Sachlage, sondern auch die
rechtliche Einschätzung von ver-
schiedenen Juristen unter-
schiedlich bewertet wird. Darum
können wir meist nicht verläss-
lich einschätzen, wie der weitere
Verfahrenslauf sein wird. Auch
prozentuale Angaben, wie hoch
Ihre Chance ist, im Verfahren zu
obsiegen, sind unmöglich. Nur

bei ganz klaren Rechtslagen, die
der Ausnahmefall sind, können
wir in die eine oder andere Rich-
tung klare Empfehlungen abge-
ben. Meist ist ein Verfahren ein
Risiko (oder auch eine Chance),
ob Sie dies eingehen wollen,
müssen Sie selbst entscheiden.
3. Das weitere Verfahren
Wenn Sie keinen Widerspruch
gegen den Mahnbescheid einle-
gen, passiert dasselbe wie oben
unter „Fristen“ dargestellt. Sie
sollten, um weitere Kosten zu
vermeiden, bei berechtigten An-
sprüchen oder falls Sie es aus an-
deren Gründen nicht auf ein wei-
teres Verfahren ankommen las-
sen wollen und auf den Wider-
spruch verzichten, so schnell wie
möglich die Forderung ausglei-
chen.
Wenn Sie Widerspruch einlegen,
wird der Gläubiger vom Gericht
benachrichtigt und hat die Mög-
lichkeit, das Verfahren in das re-
guläre Gerichtsverfahren zu
überführen. In diesem Fall erhal-
ten Sie einige Zeit nach dem Wi-
derspruch vom Mahngericht die
Mitteilung, dass das Verfahren
an das zuständige Gericht (meist
das örtliche Amtsgericht) abge-

geben wurde. Diese Mitteilung
erhalten Sie in einem „weißen“
Umschlag. Meist ist es nicht not-
wendig, nach Erhalt dieser Mit-
teilung nochmals tätig zu wer-
den.
Erst wenn der Gläubiger dem Ge-
richt aus seiner Sicht die Berech-
tigung des Anspruchs begrün-
det, erhalten Sie wiederum Post
im „gelben Umschlag“. Diese
Anspruchsbegründung ist einer
regulären Klage ohne vorherge-
hendes Mahnverfahren gleich-
gestellt.
Bitte kommen Sie mit dieser An-
spruchsbegründung wieder so
schnell wie möglich zu uns, auch
dann laufen wieder gerichtliche
Fristen!
Sofern Sie über den Mieterverein
Leverkusen in die Gruppenversi-
cherung der DMB-Rechtschutz
aufgenommen sind, können wir
erst mit Zustellung der An-
spruchsbegründung eine De-
ckungsanfrage an die Versiche-
rung stellen. Das Mahnverfahren
selbst ist üblicherweise nicht
versichert. Dennoch haben Sie
natürlich die Möglichkeit, sich
im Mahnverfahren durch einen
externen Rechtsanwalt auf eige-

ne Kosten vertreten zu lassen.
Zur Klärung der einzelfallbezo-
genen Rechtslage und besonders
der prozessualen Fragen emp-
fehlen wir grundsätzlich die Ein-
schaltung eines externen
Rechtsanwaltes.
4. Sonstiges
In mietrechtlichen Mahnbe-
scheiden findet man oft die For-
mulierung „Mietnebenkosten –
auch Renovierungskosten“. Das
bedeutet nicht zwangsläufig,
dass irgendwelche Renovie-
rungsstreitigkeiten bestehen
müssen, sondern wird auch bei
allen reinen Auseinandersetzun-
gen um Heiz- und Betriebskosten
so eingesetzt.
Die fristgemäße Beantragung ei-
nes Mahnbescheides hemmt die
Verjährung von Ansprüchen,
deswegen werden viele Mahnbe-
scheide um den Jahreswechsel
zugestellt.
Beachten und prüfen Sie die An-
gaben und Hinweise auf dem
Mahnbescheid genau. Sowohl
ein fehlerhaft eingelegter Wider-
spruch als auch das Ausbleiben
eines angebrachten Widerspru-
ches haben negative Folgen für
Sie. �

� In wenigen Tagen beginnt
im Rheinland die „fünfte

Jahreszeit“, ein Brauchtum, das
für viele Leverkusener eine Aus-
nahmesituation darstellt. Andere
haben weniger Bezug zum närri-
schenTreibenundwünschensich
vor allem Ruhe. Dadurch sind, be-
sonders in Mehrfamilienhäusern,
Konflikte programmiert.
Besonders wenn Karnevalsfeiern
in der Wohnung stattfinden,
kommt es oft zu Streit. Die
Rechtslage hierzu ist nicht immer
eindeutig. So entschied das Ober-
landesgericht Düsseldorf bereits
1989, dass es kein Gewohnheits-
recht auf die Veranstaltung von
Feiern in den Ruhezeiten gebe
(Az.: 532 OWI 183/96) und die
Nachtruhe ab 22.00 Uhr einzu-
halten sei; das Amtsgericht Köln

Rechte und Pflichten im Karneval
hingegen bezweifelte 1996, dass
an Karneval die Nachtruhe gelte.
Sicher ist, dass das nachbar-
schaftliche Rücksichtnahmege-
bot gilt. Wenn also der Nachbar
nicht nur leicht gestört wird, son-
dern etwa aufgrund von Krank-
heit, Schichtarbeit oder auch we-
gen kleinen Kindern ein erhöh-
tes Ruhebedürfnis hat, geht die-
ses vor.
Auch die Art der gespielten Mu-
sik ist erheblich: Karnevalsmusik
wirke nicht so störend wie bass-
lastige Disco- oder Technomusik,
befand das Oberlandesgericht
Koblenz. Deshalb ist erstere eher
erlaubt (Az.: 5 U 279/01). Übermä-
ßiger nächtlicher Lärm von Par-
tygästen ist aber vertragswidrig
und berechtigt den Vermieter in
Extremfällen nach Abmahnung

zur Kündigung, entschied das
Amtsgericht Köln (Az.: 204 C
499/83). In Innenstädten und in
der Nähe von Massenveranstal-
tungen muss damit gerechnet
werden, dass Flaschen und Ge-
tränkereste in Treppenhäusern
bleiben. Wer deswegen stürzt,
hat keine Schadensersatzan-
sprüche, entschied das Oberlan-
desgericht Köln (19 U 7/02). Be-
sonderheiten gibt es auch beim
Abstellen von Autos: Stellt der
Mieter trotz eines Verbotes an
den Karnevalstagen sein Fahr-
zeug auf einer Hoffläche vor den

Garagen ab, kann der Vermieter
kein Unterlassen durchsetzen,
da Beeinträchtigungen außer-
halb des Karnevals nicht drohen.
Karneval ist eine Ausnahme-
situation, so das Amtsgericht
Brühl (Az.: 23 C 193/96). Um Är-
ger mit Nachbarn und dem Ver-
mieter oder gar ein Bußgeld zu
verhindern, können Gastgeber
vorsorgen. In der Praxis lässt sich
der meiste Ärger vermeiden,
wenn man die Party ankündigt.
Rechtlich gesehen bringt es aber
nichts, die Nachbarn vorzuwar-
nen oder vielleicht mit einzula-
den. Wer Ruhe braucht, muss
diese auch bekommen. �


